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1 0 7 . Kundmachung: Verlautbarung der Ungültigerklärung bestimmter Ursprungszeugnisse von
Zaire und Uganda durch die Internationale Kaffee-Organisation

108. Kundmachung: Verlautbarung der Ungültigerklärung bestimmter Ursprungszeugnisse
durch die Internationale Kaffee-Organisation

109. Kundmachung: Beitritt Botswanas zum Übereinkommen über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche

1 1 0 . Protokoll zur Abänderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der
Republik Finnland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

1 1 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Ungarn über wissen-
schaftliche und technische Zusammenarbeit

1 1 2 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

107 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 6. März 1972, womit die Ungültigerklärung
bestimmter Ursprungszeugnisse von Zaire und Uganda durch die Internationale Kaffee-
Organisation vom 12. Jänner 1972 (letzte Kundmachung einer Ungültigerklärung BGBl.

Nr. 441/1971) verlautbart wird
(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 27/72 (E)
12. Jänner 1972

Original: Englisch

UNGÜLTIGKEITSERKLÄRUNG BESTIMM-
TER ORIGINAL-URSPRUNGSZEUGNISSE
DER REPUBLIK ZAIRE UND UGANDAS

1. Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und möchte ihnen mitteilen, daß er über
den Verlust von dreiunddreißig in der Repu-
blik Zaire und in Uganda für Rohkaffeesendun-
gen ausgestellten Original-Ursprungszeugnissen,
die im Transit verlorengegangen sind, infor-
miert wurde. Eine Liste der verlorengegangenen
Zeugnisse ist dem vorliegenden Dokument an-
geschlossen. Mit den betroffenen Zollbehörden
werden besondere Vereinbarungen für die Ver-
zollung des Kaffees, für den die in Verlust ge-
ratenen Zeugnisse ausgestellt wurden, getroffen.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen zu informie-
ren, daß die in der angeschlossenen Aufstellung
enthaltenen Ursprungszeugnisse weder für den
Import von Kaffee noch für die Gutschreibung
auf ein Transitmarkenkonto Gültigkeit haben.

Kreisky
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108 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 6. März 1972, womit die Ungültigerklärung
bestimmter Ursprungszeugnisse durch die Internationale Kaffee-Organisation vom 2. Feber

1972 (letzte Kundmachung BGBl. Nr. 107/1972) verlautbart wird

(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 28/72 (E)
2. Feber 1972

Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IN VERLUST GERA-

TEN GEMELDET WURDEN

1. Der Exekutivdirektor empfiehlt sich und
wünscht die Mitglieder daran zu erinnern, daß
es bis jetzt üblich war, Informationen betreffend
die Ungültigerklärung von Originalzeugnissen
nur dann auszusenden, sobald eine verhältnis-
mäßig große Anzahl von Zeugnissen als in Ver-
lust geraten gemeldet wurde. Die letzte derartige
Mitteilung war Gegenstand des Dokumentes ED
Controls 27/72.

2. Um sowohl die Interessen der Mitglieder
als auch der Händler im größtmöglichen Aus-
maß zu wahren, wurde nun entschieden, daß es
ratsam wäre, über die Einzelheiten der Zeugnisse,
die ungültig erklärt wurden, da sie als in Verlust
geraten gemeldet wurden, in regelmäßigen Ab-
ständen zu berichten.

3. Demgemäß ist zusätzlich zu den in Doku-
ment ED Controls 27/72 angeführten Original-
zeugnissen anverwahrt eine Liste aller Zeugnisse,
die seit Beginn des laufenden Kaffeejahres als in
Verlust geraten gemeldet wurden, angeschlossen.

4. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen dahingehend
zu informieren, daß die Gültigkeit der angeführ-
ten Zeugnisse aufgehoben wurde und diese daher
für den Import von Kaffee, für die Gutschrei-
bung auf ein Transitmarkenkonto oder zur Ab-
schreibung von Teilmengen nicht angenommen
werden dürfen.

5. Wie oben darauf hingewiesen, ist beabsich-
tigt, in Zukunft den Mitgliedern Einzelheiten
über verlorene Zeugnisse laufend, jedoch nicht
später als in Abständen von jeweils einem Monat,
mitzuteilen, wobei normalerweise diese Mittei-
lungen am letzten Tag jedes Kalendermonats er-
folgen werden.

Kreisky



36. Stück — Ausgegeben am 19. April 1972 — Nr. 108 929



930 36. Stück — Ausgegeben am 19. April 1972 — Nr. 108



36. Stück — Ausgegeben am 19. April 1972 — Nr. 109 und 110 931

1 0 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 20. März 1972 betreffend den Beitritt
Botswanas zum Übereinkommen vom
10. Juni 1958 über die Anerkennung und
Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen ist Botswana mit Wirksamkeit
vom 19. März 1972 Vertragsstaat des Überein-
kommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche (BGBl.
Nr. 200/1961, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 277/1971) ge-
worden.

Die Beitrittsurkunde enthält folgende Erklä-
rung:

„Die Republik Botswana wird das Überein-
kommen nur auf Streitigkeiten aus solchen
Rechtsverhältnissen, ob vertraglich oder nicht,
die nach den Gesetzen Botswanas als Handels-
sachen angesehen werden, anwenden.

Die Republik Botswana wird das Übereinkom-
men auf die Anerkennung und Vollstreckung
von Schiedssprüchen anwenden, die in dem
Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates er-
gangen sind."

Kreisky

110.
Nachdem das am 21. September 1970 in Wien unterzeichnete Protokoll zur Abänderung des

Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik Finnland zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, welches
also lautet:

P R O T O K O L L
zur Abänderung des Abkommens zwischen
der Republik Österreich und der Republik
Finnland zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern

vom Einkommen und vom Vermögen
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und der Präsident der Republik Finnland, von
dem Wunsche geleitet, ein Protokoll zur Abände-
rung des am 8. Oktober 1963 in Wien zwischen
den vertragschließenden Parteien unterzeichne-
ten Abkommens zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen (im folgenden
als „Abkommen" bezeichnet) abzuschließen,
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtig-
ten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Sektionschef Dr. Josef Hammerschmidt

im Bundesministerium für Finanzen;

Der Präsident der Republik Finnland:
Herrn Jussi Mäkinen, außerordentlichen und

bevollmächtigten Botschafter der Republik
Finnland in Wien;

die, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgeteilt
und in guter und gehöriger Form befunden
haben, übereingekommen sind wie folgt:

Artikel I

Änderungen des Abkommens

1. Artikel 9 des Abkommens erhält folgende
neue Fassung:

„Artikel 9
(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat

ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen
Vertragstaat ansässige Person zahlt, werden in
diesem anderen Staat besteuert.
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(2) Diese Dividenden können jedoch in dem
Vertragstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber
10 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden nicht übersteigen.

(3) Soweit in einem Vertragstaat die Steuer
von inländischen Dividenden im Abzugsweg an
der Quelle erhoben wird, wird das Recht dieses
Staates, den Steuerabzug in voller Höhe vorzu-
nehmen, durch die Absätze 1 und 2 nicht be-
rührt. Wenn die Steuer im Abzugsweg erhoben
wird, ist sie auf Antrag des im anderen Staat an-
sässigen Dividendenempfängers rückzuerstatten,
soweit sie 10 vom Hundert des Bruttobetrages
der Dividenden übersteigt. Der Antrag auf
Rückerstattung muß innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die der
Steuer unterliegende Leistung fällig geworden
ist, bei der zuständigen Behörde des Staates ein-
gebracht werden, in dem der Dividendenempfän-
ger ansässig ist.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen,
wie die Bestimmungen der Absätze 2 und 3
durchzuführen sind. Hiebei soll keiner der bei-
den Vertragstaaten verpflichtet werden, Maß-
nahmen zu treffen, die seiner Gesetzgebung nicht
entsprechen.

(5) Bezüglich der Ansprüche, die nach Absatz 3
den Angehörigen diplomatischer oder konsula-
rischer Vertretungen sowie den internationalen
Organisationen, ihren Organen und Beamten zu-
stehen, sind die folgenden Regeln anzuwenden:

a) Angehörige einer diplomatischen oder
konsularischen Vertretung des einen Ver-
tragstaates, die im anderen Staat oder in
einem dritten Staat residieren und die
Staatsangehörigkeit des Entsendestaates be-
sitzen, gelten als in diesem letzteren Staat
ansässig, sofern sie dort zur Entrichtung
direkter Steuern von Dividenden, die im
anderen Staat einer im Abzugsweg an der
Quelle erhobenen Steuer unterliegen, ver-
pflichtet sind;

b) internationale Organisationen und ihre
Organe sowie die Beamten solcher Organi-
sationen und das Personal diplomatischer
oder konsularischer Vertretungen eines
dritten Staates, die sich in einem der bei-
den Vertragstaaten aufhalten oder dort
residieren und in diesem Staat von der
Entrichtung direkter Steuern von Divi-
denden befreit sind, haben keinen An-
spruch auf Entlastung von den im anderen
Staat im Abzugsweg an der Quelle erhobe-
nen Steuern.

(6) Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
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Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenom-
men Forderungen — mit Gewinnbeteiligung
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam-
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des
Vertragstaates, in dem die ausschüttende Gesell-
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien
gleichgestellt sind.

(7) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Dividenden in dem anderen Ver-
tragstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat
und die Beteiligung, für die die Dividenden ge-
zahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
gehört. In diesem Fall ist Artikel 6 über die Zu-
rechnung von Gewinnen an Betriebstätten anzu-
wenden.

(8) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat
weder die Dividenden besteuern, die die Gesell-
schaft an nicht in diesem anderen Staat ansässige
Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft
einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividen-
den oder die nicht ausgeschütteten Gewinne
ganz oder teilweise aus in diesem anderen Staat
erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen."

2. Artikel 10 Absatz 2 erhält folgende neue
Fassung:

„(2) Die Bestimmungen des Artikels 9 Ab-
sätze 3 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden. Der
Anspruch auf Rückerstattung bezieht sich jedoch
auf den Gesamtbetrag der von Zinsen im Ab-
zugsweg an der Quelle erhobenen Steuer."

3. Artikel 24 Absatz 2 erhält folgende neue
Fassung:

„(2) Bezieht eine in einem Vertragstaat an-
sässige Person Einkünfte aus dem anderen Ver-
tragstaat und können diese Einkünfte nach den
Artikeln 9 Absatz 2 und 11 Absatz 2 in diesem
anderen Vertragstaat besteuert werden, so rech-
net der erstgenannte Staat auf die vom Einkom-
men dieser Person zu erhebende Steuer den
Betrag an, der der in dem anderen Vertragstaat
gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende
Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrech-
nung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der
auf die Einkünfte entfällt, die aus dem anderen
Vertragstaat bezogen werden."

4. Dem Artikel 24 wird als Absatz 3 angefügt:

„(3) Dividenden, die von einer in Österreich
ansässigen Gesellschaft an eine in Finnland an-
sässige Gesellschaft gezahlt werden, sind in Finn-
land steuerfrei, aber nur insofern die Dividenden
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nach den finnischen Gesetzen von der Besteue-
rung ausgenommen wären, wenn auch die aus-
schüttende Gesellschaft in Finnland ansässig
wäre."

Artikel II

Inkrafttreten und erstmalige Anwendung

(1) Dieses Protokoll soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Helsinki ausgetauscht werden.

(2) Das Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft.

(3) Die Bestimmungen dieses Protokolls sind
erstmals auf Dividenden anzuwenden, die am
oder nach dem 1. Jänner 1970 fällig werden.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig-
ten der beiden Vertragstaaten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 21. September 1970,
in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und
finnischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
weise authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 22. März 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen :
Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorstehenden Protokoll wurden am 26. Jänner 1972 ausge-
tauscht; das Protokoll ist somit gemäß seinem Art. II Abs. 2 am 25. Feber 1972 in Kraft getreten.

Kreisky

111.

Nachdem das am 28. Mai 1969 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Volksrepublik Ungarn über wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit,
welches also lautet:

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER VOLKSREPUBLIK
UNGARN ÜBER WISSENSCHAFT-
LICHE UND TECHNISCHE ZUSAM-

MENARBEIT

Die Republik Österreich und die Volks-
republik Ungarn,

in dem Wunsche, die Beziehungen zwischen
den beiden Staaten auf wissenschaftlichem und
technischem Gebiete zu entwickeln,

und im Bewußtsein, durch die Zusammen-
arbeit gleichzeitig der Festigung gutnachbar-
licher Beziehungen zwischen den beiden Staaten
zu dienen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragschließenden Parteien erklären,
die wissenschaftliche und technische Zusammen-
arbeit zwischen den beiden Staaten fördern und
festigen zu wollen. Sie werden einvernehmlich
die Fachgebiete dieser Zusammenarbeit festlegen,
wobei die Erfahrungen der Wissenschafter und
sonstigen Fachleute sowie die auf den einzelnen
Gebieten bestehenden Möglichkeiten berücksich-
tigt werden.
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Artikel 2
(1) Jede der Vertragschließenden Parteien

wird die Förderung und Ausbreitung der in
Artikel 1 angeführten wissenschaftlichen und tech-
nischen Zusammenarbeit unterstützen, und zwar
insbesondere:

a) den Austausch von wissenschaftlichem und
technischem Dokumentationsmaterial zwi-
schen den in Betracht kommenden Institu-
tionen;

b) wechselseitige Besuche, Studienreisen und
Konsultationen von Wissenschaftern und
sonstigen Fachleuten zum Zwecke des
Erfahrungsaustausches ;

c) die Veranstaltung gegenseitiger Exkursionen
von wissenschaftlichen und technischen
Fachkräften;

d) die Veranstaltung von wissenschaftlichen
und technischen Lehrkursen, Konferenzen
und Kolloquien sowie die gegenseitige Teil-
nahme von Wissenschaftern und sonstigen
Fachleuten an diesen;

e) die gemeinsame Herstellung und den Aus-
tausch von wissenschaftlichen und tech-
nischen Filmen;

f) die. Veranstaltung von wissenschaftlichen
und technischen Ausstellungen und Vor-
führungen auf nichtkommerzieller Grund-
lage;

g) die Erarbeitung der wissenschaftlich-tech-
nischen Grundlagen für eine industrielle
Kooperation.

(2) Ferner wird jede der Vertragschließenden
Parteien die Zusammenarbeit im Sinne des
Artikels 1 durch wechselseitige Verleihung von
Studien- und Praktikantenstipendien an Universi-
täten und sonstigen wissenschaftlichen Hoch-
schulen sowie an Forschungsinstituten unter-
stützen.

Artikel 3
(1) Die Vertragschließenden Parteien werden

die im Zuge der Durchführung dieses Ab-
kommens entstehenden unmittelbaren Kontakte
und die Zusammenarbeit sowie den Abschluß
von Sondervereinbarungen zwischen wissen-
schaftlichen und technischen Institutionen der
beiden Staaten unterstützen.

(2) Die Vertragschließenden Parteien werden
einander über den Abschluß derartiger Sonder-
vereinbarungen jeweils informieren.

Artikel 4
Die Vertragschließenden Parteien werden die

Verbreitung von wissenschaftlichen und tech-
nischen Büchern sowie Publikationen der anderen
Vertragschließenden Partei fördern.

Artikel 5
Jede Vertragschließende Partei gewährleistet

den Delegierten der anderen Vertragschließenden
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Partei, die auf Grund der Bestimmungen dieses
Abkommens entsandt werden, auf dem Gebiete
ihres eigenen Staates ungestörte Tätigkeit im
Rahmen der bestehenden Vorschriften.

Artikel 6

Vorstehendes Abkommen schließt die Mög-
lichkeit zusätzlicher Vereinbarungen zwischen
den Vertragschließenden Parteien beziehungs-
weise einschlägigen Institutionen nicht aus.

Artikel 7

(1) Um geeignete Maßnahmen einschließlich
der periodischen Ausarbeitung von Arbeits-
programmen zur Durchführung dieses Ab-
kommens vorzuschlagen und ihre Anwendung
zu beobachten, wird eine Österreichisch-Unga-
rische Gemischte Kommission für Wissenschaft
und Technik, bestehend aus je drei Mitgliedern
der Vertragschließenden Parteien, gebildet.

(2) Die Gemischte Kommission tritt in der
Regel einmal im Jahr, zumindest jedoch alle
zwei Jahre abwechselnd in Budapest und Wien,
und zwar erstmalig in Budapest, zusammen.
Sie hat innerhalb von drei Monaten, gerechnet
von dem Tage, an dem eine der Vertragschließen-
den Parteien den diesbezüglichen Wunsch äußert,
zusammenzutreten.

(3) Die Mitglieder der Gemischten Kommission
werden jeweils auf diplomatischem Wege bekannt-
gegeben.

(4) Den Sitzungen der Gemischten Kommission
können auch Experten beigezogen werden.

Artikel 8

Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung.
Es tritt 30 Tage nach dem Austausch der Rati-
fikationsurkunden in Kraft.

Artikel 9
Dieses Abkommen wird für die Dauer von

fünf Jahren abgeschlossen. Soferne es nicht
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündi-
gungsfrist schriftlich auf diplomatischem Wege
von einer der Vertragschließenden Parteien ge-
kündigt wird, gilt es als jeweils auf weitere fünf
Jahre verlängert.

Geschehen zu Wien, am 28. Mai 1969, in vier
Urschriften, je zwei in deutscher und unga-
rischer Sprache, wobei beide Fassungen gleicher-
maßen verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:
Piffl-Perčević

Für die Volksrepublik Ungarn:
Timár
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie, vom
Bundesminister für Bauten und Technik, vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. November 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Häuser

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie :
Staribacher

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Moser

Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung:
Firnberg

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 11. Feber 1972 ausgetauscht
worden; das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. 8 am 12. März 1972 in Kraft getreten.

Kreisky
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112.

Nachdem das am 11. März 1970 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken betreffend das Verfahren in bürger-
lichen Rechtssachen, welches also lautet:

ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
betreffend das Verfahren in bürgerlichen

Rechtssachen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und das Präsidium des Obersten Sowjets der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, von
dem Wunsche geleitet, in den Beziehungen
zwischen den beiden Staaten die Anwendung
des Haager Übereinkommens vom 1. März 1954
betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
sachen zu erleichtern, haben beschlossen, ein
Abkommen zu schließen, und haben zu diesem
Zweck zu Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Kurt Waldheim,
Bundesminister für Auswärtige Angelegen-

heiten, und

Herrn Dr. Hans Klecatsky,
Bundesminister für Justiz

Das Präsidium des Obersten Sowjets der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken:

Boris Fjodorowitsch Podzerob,
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-

schafter der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken in der Republik Österreich,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehendes
vereinbart haben:

Artikel 1

Die Staatsangehörigen jedes der Vertrag-
schließenden Teile haben auf dem Gebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles freien Zu-
tritt zu den Gerichten und können vor diesen
zu denselben Bedingungen wie Staatsangehörige
dieses Vertragschließenden Teiles auftreten; unter
der Voraussetzung der Gegenseitigkeit sind sie
von der Sicherheitsleistung für die Prozeß-
kosten befreit.

Artikel 2

(1) Die gerichtlichen und außergerichtlichen
Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen, die
zur Zustellung an Personen auf dem Gebiete
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eines der Vertragschließenden Teile bestimmt
sind, werden auf diplomatischem Wege über-
sendet.

(2) Die Empfangsbekenntnisse oder Bestäti-
gungen über die Zustellung dieser Schriftstücke
werden auf diplomatischem Wege zurückge-
sendet.

(3) Zusätzliche Mitteilungen betreffend die
Zustellung der Schriftstücke werden in der in
Absatz 1 angeführten Weise übersendet.

(4) Die Schreiben zur Übermittlung dieser
Schriftstücke sowie die gemäß Absatz 3 vom
ersuchenden Staat erteilten zusätzlichen Aus-
künfte werden entweder in der Sprache des er-
suchten Staates verfaßt oder mit einer Über-
setzung in diese Sprache versehen.

Artikel 3

(1) Die Rechtshilfeersuchen in Zivil- und
Handelssachen werden durch die Gerichte des
ersuchten Staates erledigt; diese Ersuchen und
die Erledigungsakten werden auf diplomatischem
Wege übersendet.

(2) Zusätzliche Mitteilungen betreffend die
Rechtshilfeersuchen werden ebenfalls auf diplo-
matischem Wege übersendet.

(3) Die Schreiben zur Übermittlung der
Rechtshilfeersuchen und die gemäß Absatz 2
vom ersuchenden Staat erteilten zusätzlichen
Auskünfte werden entweder in der Sprache des
ersuchten Staates verfaßt oder mit einer Über-
setzung in diese Sprache versehen.

Artikel 4

Die in Artikel 3 Absatz 3 und in Artikel 10
des Haager Übereinkommens vom 1. März
1954 bezeichneten Übersetzungen sind von
einem diplomatischen oder konsularischen Ver-
treter des ersuchenden Staates oder von einem
amtlichen oder beeideten Dolmetsch eines der
Vertragschließenden Teile zu beglaubigen.

Artikel S

Die Empfangsbekenntnisse oder Bestätigungen
über die Zustellung von Schriftstücken und die
Erledigungsakten zu Rechtshilfeersuchen sind
in deutscher oder russischer Sprache zu ver-
fassen; sind sie in einer anderen Sprache ver-
faßt, so müssen sie mit einer Übersetzung in
eine der genannten Sprachen versehen sein.
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Artikel 6

Jeder der Vertragschließenden Teile ist be-
rechtigt, gerichtliche und außergerichtliche
Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen durch
seine diplomatischen oder konsularischen Ver-
treter und ohne Anwendung von Zwang an
seine eigenen Staatsangehörigen, die sich auf
dem Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles aufhalten, unmittelbar zustellen zu lassen.

Artikel 7

Aus Anlaß der Zustellung der gerichtlichen
und außergerichtlichen Schriftstücke und der
Erledigung von Rechtshilfeersuchen findet ein
Ersatz von Gebühren oder Auslagen nicht
statt.

Artikel 8
Juristische Personen und Handelsgesellschaften,

die ihren Sitz auf dem Gebiet eines der Ver-
tragschließenden Teile haben, werden für die
Anwendung der Artikel 17 bis 19 des Haager
Übereinkommens vom 1. März 1954 als Ange-
hörige des betreffenden Vertragschließenden Tei-
les behandelt.

Artikel 9

(1) Anträge auf Vollstreckung einer Kosten-
entscheidung (Artikel 18 und 19 des Haager
Übereinkommens vom 1. März 1954) werden
auf diplomatischem Wege übermittelt.

(2) Die in Artikel 19 Absatz 2 Ziffer 3 des
Haager Übereinkommens vom 1. März 1954
vorgesehenen Übersetzungen sind von einem
diplomatischen oder konsularischen Vertreter
des ersuchenden Staates oder von einem amt-
lichen oder beeideten Dolmetsch eines der Ver-
tragschließenden Teile zu beglaubigen.

(3) Die Erklärung der zuständigen Behörde,
daß die Kostenentscheidung die Rechtskraft
erlangt hat, bedarf keiner Bestätigung der höch-
sten Justizverwaltungsbehörde des ersuchenden
Staates nach Artikel 19 Absatz 3 Satz 2 des
Haager Übereinkommens vom 1. März 1954.

Artikel 10

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens
treten das Abkommen vom 19. September 1924
über Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegen-
heiten zwischen der Republik Österreich und
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
sowie der Notenwechsel dazu vom 6. April 1927
außer Kraft.

Artikel 11

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren.
Die Ratifikationsurkunden sind in Moskau aus-
zutauschen.
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(2) Dieses Abkommen tritt am sechzigsten
Tage nach dem Tage des Austausches der Rati-
fikationsurkunden in Kraft.

Artikel 12

Jeder der Vertragschließenden Teile kann
dieses Abkommen durch an den anderen Ver-
tragschließenden Teil gerichtete schriftliche Noti-
fikation kündigen. Die Kündigung wird sechs
Monate nach dem Tag dieser Notifikation
wirksam.

Artikel 13

Die Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der
Auslegung oder der Anwendung dieses Ab-
kommens, die zwischen den Vertragschließenden
Teilen entstehen könnten, sind auf diplomati-
schem Wege zu bereinigen.

Zu URKUND dessen haben die Bevoll-
mächtigten beider Vertragschließenden Teile
dieses Abkommen unterzeichnet und mit Siegeln
versehen.

Geschehen in Wien, am 11. März 1970 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und russischer
Sprache, wobei die beiden Texte gleichermaßen
authentisch sind.

FÜR DEN BUNDESPRÄSIDENTEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH:

K. Waldheim m. p.
H. Klecatsky m. p.

FÜR DAS PRÄSIDIUM DES OBERSTEN
SOWJETS DER UNION DER SOZIALI-

STISCHEN SOWJETREPUBLIKEN:

B. Podzerob m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. September 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 1. März 1972 ausgetauscht
worden; das Abkommen tritt daher gemäß seinem Art. 11 Abs. 2 am 30. April 1972 in Kraft.

Kreisky
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